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Die Schutzverantwortung (responsibility to protect)
wurde auf dem Weltgipfel 2005 von der interna-
tionalen Gemeinschaft anerkannt. Doch bereitet
die Auslegung des Konzepts Schwierigkeiten – bei
den einen weckt es große Erwartungen und bei
anderen große Befürchtungen. Um das Konzept
greifbar zu machen und mit Leben zu füllen, müs-
sen zuvor einige begriffliche, strukturelle und po-
litische Dilemmata gelöst werden. Auch wenn die
Schutzverantwortung nach UN-Standards noch in
den Kinderschuhen steckt, können jeder Einzelne,
nichtstaatliche Organisationen und Regierungen,
daran arbeiten, dass aus dem Konzept eine Norm
wird.

In den mehr als 60 Jahren ihres Bestehens haben die
Vereinten Nationen eine Vielzahl internationaler Prin-
zipien und Normen entwickelt und gefördert. Ziel
war, die hehren Grundsätze ihrer Charta in Regel-
werken und Vereinbarungen zu verankern, die das
Verhalten der Mitgliedstaaten sowohl nach außen als
auch nach innen anleiten sollten. So hatten und ha-
ben die Beiträge der Vereinten Nationen zur Norm-
setzung auf das Verhalten der Staaten größeren und
nachhaltigeren Einfluss als ihre operativen und pro-
grammatischen Beiträge.

Das komplexe Zusammenspiel zwischen den nor-
mativen und den operativen Dimensionen der Ar-
beit der Vereinten Nationen kann am besten am
Beispiel der Menschenrechte und der humanitären
Angelegenheiten gezeigt werden. Auch wenn die
praktische Umsetzung dieser wegweisenden Nor-
men weder sichergestellt noch stetig oder schnell
war, hat der ständige Kampf um die menschliche
Würde die geopolitische Landschaft sowie das
Verhältnis zwischen Staaten und Völkern auf sub-
tile und zugleich dramatische Weise gestaltet. Das
vorläufig letzte Kapitel dieses Dramas war die Er-
klärung zur Schutzverantwortung (responsibility to
protect, kurz: RtoP) auf dem Weltgipfel 2005. Die-
ses Prinzip ist ebenso umstritten und potenziell fol-
genreich wie frühere normative Meilensteine, auf
denen es beruht. Dieser Beitrag untersucht Inhalt
und Geltungsbereich dieser Erklärung, ihre Auswir-
kungen auf das Konzept staatlicher Souveränität
und einige der konzeptionellen, instituionellen und
politischen Herausforderungen, denen UN-Gene-
ralsekretär Ban Ki-moon gegenüber steht, will er
die Schutzverantwortung wie angekündigt ›ope-
rationalisieren‹ und »aus Worten Taten« werden
lassen.1
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Was vereinbart wurde … und was nicht

Auf dem Weltgipfel im September 2005, der bis heu-
te größten Versammlung von Staats- und Regierung-
schefs, wurde beschlossen, dass Staaten ihre Bevöl-
kerung vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer
Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlich-
keit schützen müssen. Unmissverständlich erklärten
die Politiker: »… wir akzeptieren diese Verantwor-
tung und werden im Einklang damit handeln.«2 Die
internationale Staatengemeinschaft beschloss ferner,
Staaten zur Erfüllung dieser Pflicht zu ermutigen und
sie dabei zu unterstützen und unterstrich ihre Ver-
antwortung, durch die Vereinten Nationen »geeigne-
te diplomatische, humanitäre und andere friedliche
Mittel nach den Kapiteln VI und VIII der Charta
einzusetzen, um beim Schutz der Bevölkerungen vor
Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit behilflich
zu sein.« Für den Fall, dass »friedliche Mittel sich
als unzureichend erweisen und die nationalen Behör-
den offenkundig dabei versagen« solchen Schutz zu
bieten, versprachen sie, »im Einzelfall und in Zusam-
menarbeit mit den zuständigen Regionalorganisatio-
nen rechtzeitig und entschieden kollektive Maßnah-
men über den Sicherheitsrat im Einklang mit der Char-
ta, namentlich Kapitel VI und VII, zu ergreifen.«

Die von vielen als wichtigste Errungenschaft des
Gipfels erachteten Verpflichtungen in den Absätzen
138 und 139 des Ergebnisdokuments wurden sowohl
von UN-Generalsekretär Kofi Annan als auch von
seinem Nachfolger Ban Ki-moon als »historischer
Durchbruch« begrüßt.3 Einige Mitgliedstaaten verwie-
sen jedoch auf die in Absatz 139 enthaltene Forde-
rung an die Generalversammlung, die Schutzverant-
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wortung »weiter [zu] prüfen«. Demzufolge müsse
über die weiterhin bestehenden Meinungsunterschiede
hinsichtlich der Regeln für militärische Interventio-
nen oder anderer Zwangsmaßnahmen für humanitäre
Zwecke und deren Legitimität diskutiert werden.4

Beide Seiten der Debatte haben nicht ganz Unrecht.
Die versammelten Staats- und Regierungschefs stimm-
ten im Jahr 2005 nicht etwa einer neuen Norm be-
waffneter humanitärer Interventionen zu, die sich
außerhalb der etablierten – wenn auch allzu häufig
ignorierten – Vorschriften der UN-Charta bezüglich
des Einsatzes von Gewalt stellt. Tatsächlich unter-
streicht Absatz 139, dass die in der Charta enthalte-
nen zwischenstaatlichen Entscheidungsprozesse so-
wie die des Sicherheitsrats genutzt werden sollen. 

Ebenso wenig gibt es einen Konsens darüber, ob
die Schutzverantwortung zum gegenwärtigen Zeit-
punkt tatsächlich bereits eine Norm darstellt oder
ob sie das Potenzial hat, sich künftig als Norm durch-
zusetzen. Sechs Monate vor dem Gipfel bekräftigte
Kofi Annan in seinem Bericht ›In größerer Freiheit‹
die Auffassung seiner Hochrangigen Gruppe für Be-
drohungen, Herausforderungen und Wandel sowie
der zuvor von Kanada initiierten ›International Com-
mission on Intervention und State Sovereignty‹
(ICISS)5 über »eine von ihnen so bezeichnete ›sich her-
ausbildende Norm, der zufolge eine kollektive Schutz-
verantwortung besteht‹«.6 Generalsekretär Ban Ki-
moon war allerdings in seiner Wortwahl etwas vor-
sichtiger als sein Vorgänger und bezog sich auf die
Schutzverantwortung als ein »Konzept«, nicht als eine
Norm.7 In juristischer Terminologie ist dies eine wich-
tige Unterscheidung. Angesichts der heftigen Debat-
te um die Formulierung der Vereinbarung im Ergeb-
nisdokument wäre es schwierig zu behaupten, die
Schutzverantwortung habe bereits den Status einer
internationalen Norm erreicht. UN-Grundsätze wer-
den auf bestimmte Weise mit der Zeit zu Normen. Die
›Leitlinien betreffend Binnenvertreibungen‹ haben
sich im Wesentlichen auf ähnliche Weise, wenn auch
etwas unauffälliger, etabliert.8 Obwohl dies der künfti-
ge Weg der Schutzverantwortung sein könnte, zieht
sie gegenwärtig ihre Stärke vor allem aus der in den
Absätzen 138 und 139 enthaltenen außergewöhnli-
chen politischen Verpflichtung sowie ihrer politischen
und methodischen Weiterentwicklung, die in den bei-
den Absätzen angelegt ist. Dies allein ist bereits ein
großer Fortschritt. Befürworter würden zu diesem
Zeitpunkt gut daran tun, ihren Gewinn dadurch zu
sichern, indem sie für die politische Unterstützung
der bislang nur auf dem Papier bestehenden Verein-
barungen sorgen und diese ersten Schritte in nach-
haltige Neuerungen in Politik, Lehre und Praxis um-
wandeln. 

Rein konzeptionell versucht die Schutzverantwor-
tung, Brücken zu bauen. Notwendig ist dies hinsicht-
lich der verbreiteten Auffassung, dass es einen unü-
berbrückbaren Gegensatz zwischen Menschenrech-

ten und staatlicher Souveränität gibt. Der ehemalige
Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali sah die Not-
wendigkeit, »ein Gleichgewicht herzustellen zwischen
den Geboten einer ordnungsgemäßen Wahrnehmung
der innerstaatlichen Belange und den Anforderun-
gen einer in zunehmendem Maße interdependenten
Welt«.9 Wie Kofi Annan bei der Veröffentlichung
des wegweisenden ICISS-Berichts aus dem Jahr 2001
mitteilte, hatte er in seinen Bemühungen, die Debat-
te über humanitäre Interventionen anzuregen, »ver-
sucht, die Idee zweier Konzepte von Souveränität zu
entwickeln: die staatliche sowie die individuelle Sou-
veränität […]. Kollidiert die Souveränität von Staa-
ten mit jener von Einzelpersonen, so müssen wir als
internationale Staatengemeinschaft ernsthaft abwä-
gen, wie weit wir gehen würden, um erstere vor letz-
terer zu schützen.«10 Später wies er darauf hin, dass
die Schutzverantwortung eine neue Gleichung auf-
gestellt habe, wobei »Menschenleben, Menschenwür-
de und Menschenrechte sogar höher als das etablierte
Konzept staatlicher Souveränität gehalten werden.«11

Allerdings scheint die Schutzverantwortung nach wei-
terem Nachdenken auf die Integration von Souverä-
nität und Menschenrechten abzuzielen und nicht die
eine über die andere stellen zu wollen. Die anhalten-
den Bedenken mancher Mitgliedstaaten belegen, dass
diese ›Heirat‹ von Rechten und Verantwortung für
manche eine komplizierte und überwiegend theore-
tische Angelegenheit bleibt. Ohne intensive Rück-
sprachen mit den Mitgliedstaaten und Diskussionen
mit dem UN-Sekretariat sowie unabhängigen Exper-
ten und nichtstaatlichen Organisationen (NGOs) kön-
ne sie nicht vollzogen werden. Als Ausgangspunkt
für diese Diskussion wäre es sinnvoll, wenn Kommen-
tatoren mehr Augenmerk darauf verwendeten, was
das Ergebnisdokument wirklich über Inhalt und An-
wendungsbereich der Schutzverantwortung aussagt
als darauf, was sie hofften oder fürchteten, das es aus-
sagen könnte. Als sorgfältig verhandelte multilate-
rale Vereinbarung sind die Worte und Bestimmun-
gen der Absätze 138 und 139 bereits das Ergebnis
einer hart erkämpften politischen Einigung und als
solche sollten sie auch anerkannt werden.

Indem er die Idee der Schutzverantwortung in die
Welt gebracht hatte, konnte der ICISS-Bericht die
festgefahrene und polarisierte Diskussion über huma-
nitäre Interventionen hinter sich lassen. Angefacht
durch mehrere provokative Reden Kofi Annans hat-
te sich die Diskussion um humanitäre Interventio-
nen in der Generalversammlung im Jahr 1999 zuge-
spitzt. Annan hatte die Mitgliedstaaten aufgefordert,
eine bessere Alternative des Beistands zu suchen, wenn
sich Massengräueltaten an Orten wie Ruanda, Srebre-
nica und Kosovo ereigneten, ein uneiniger Sicher-
heitsrat aber die Autorisierung effektiver Maßnah-
men verhindere.12 Durch die Weiterentwicklung des
Mitte der neunziger Jahre von Francis M. Deng und
seinen Kollegen bei der Brookings Institution erar-
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beiteten Konzepts ›Souveränität als Verantwortung‹13

legte die ICISS die Verantwortung dorthin, wo sie
wirklich hingehört: auf die Schultern des Staates.
Die internationale Gemeinschaft trägt parallel dazu
die Verantwortung, dem Staat zu helfen, seinen Ver-
pflichtungen gegenüber der Bevölkerung auf seinem
Territorium nachzukommen – unabhängig davon,
ob es sich um die eigenen Bürger oder um Migran-
ten oder Flüchtlinge handelt. Ebenso wie das Ergeb-
nisdokument vier Jahre später unterstrich der ICISS-
Bericht, dass sowohl für Staaten als auch für die in-
ternationale Gemeinschaft Schutz mit Prävention be-
ginnt.14 Aus ethischen wie politischen Gründen ist es
bei weitem vorzuziehen, Gräueltaten zu verhindern,
statt im Nachhinein militärisch auf sie reagieren zu
müssen. 

Nach dem Weltgipfel ging der Diskussion über die
Schutzverantwortung leider der Fokus auf die eigent-
lichen Bestimmungen der Absätze 138 und 139 ver-
loren – vielleicht weil es an hochrangigen Persön-
lichkeiten mangelte, die die Diskussion anführten.
Stattdessen fiel sie in das alte Muster zurück: Es wur-
den die bekannten, unproduktiven und wohlfeilen
Argumente für und wider humanitäre Interventio-
nen, die Sicherheitsratsreform, die Regeln für den
Einsatz von Gewalt und die Abstimmung über mi-
litärische Maßnahmen vorgebracht. Dies sind be-
rechtigte und wichtige Fragen. Doch die Überbeto-
nung des unwahrscheinlichsten Szenarios einer In-
tervention mit Waffengewalt hat dazu geführt, dass
keine nachhaltige Diskussion in der Öffentlichkeit
oder unter Experten darüber stattfindet, wie Staaten
davon abgehalten werden können, den Weg des Völ-
kermords, der Kriegsverbrechen, ethnischer Säube-
rungen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit
einzuschlagen. Dies könnte beispielsweise im Rah-
men der Vereinten Nationen durch Kapazitätsauf-
bau, aber auch durch regionale Übereinkommen oder
Ad-hoc-Gruppen wohlmeinender Mitgliedstaaten ge-
schehen. Die Absätze 138 und 139 sprechen von der
Verantwortung der internationalen Gemeinschaft,
Staaten zu »ermutigen und ihnen dabei behilflich zu
sein«, ihrer Verpflichtung zur Schutzverantwortung
nachzukommen, bieten jedoch keinen Anhaltspunkt,
wie dieses Kunststück vollführt werden kann. Auch
gibt es weder eine Vorlage für den Aufruf in Absatz
138, eine UN-Frühwarnkapazität einzurichten, noch
dafür, wie die im weiten UN-Feld generierten Infor-
mationen schnell geordnet, bewertet und dem Gene-
ralsekretär und von ihm dem Sicherheitsrat und an-
deren zwischenstaatlichen Institutionen zugeleitet wer-
den sollen.

Für die Vereinten Nationen und ihre Mitglied-
staaten ist die Schutzverantwortung das, was in den
Abschnitten 138 und 139 des Ergebnisdokuments
enthalten ist – nicht mehr und nicht weniger. Manche
Verfechter bezeichnen diese Bestimmungen als Schutz-
verantwortung ›light‹. Wenn allerdings die größte

Versammlung von Staats- und Regierungschefs nicht
nur einen Grundsatz befürwortet, sondern sich auch
detailliert auf dessen Umfang und Inhalt festlegt, dann
sollten das UN-Sekretariat, die Regierungen der Mit-
gliedstaaten, unabhängige Experten sowie NGOs Ban
Ki-moons wiederholtem Aufruf folgen und überle-
gen, wie diese Bestimmungen mit Leben gefüllt wer-
den können. Andernfalls, so warnte er, könnten die
Vereinten Nationen wieder einmal der Heuchelei –
weitaus besser im Verkünden großer Ideen als in ih-
rer Verwirklichung – bezichtigt werden.15 Worte wür-
den einmal mehr über Taten triumphieren.

Der verantwortliche Souverän

Oft wird postuliert, ja unterstellt, dass es eine große,
inhärente und unlösbare Spannung zwischen der Idee
der Schutzverantwortung und der vollen Ausübung
der Souveränität des Nationalstaats gebe. In der Tat
sehen jene, die dieses neue Kapitel in der Entwick-
lung der Menschenrechte und humanitären Normen

4 Vgl. etwa die Stellungnahmen Ägyptens, Algeriens, Brasiliens, Chi-

nas und Russlands in der Sicherheitsratsdebatte im Dezember 2005 über

den Schutz von Zivilisten in bewaffneten Konflikten. UN Doc. S/PV.5319

und S/PV.5319 (Resumption 1) v. 9.12.2005.

5 International Commission on Intervention and State Sovereignty

(ICISS), The Responsibility to Protect, International Development Re-

search Centre, Ottawa 2001, im Folgenden: ICISS-Bericht.

6 Bericht des Generalsekretärs: In größerer Freiheit: Auf dem Weg

zu Entwicklung, Sicherheit und Menschenrechten für alle. Bericht des

Generalsekretärs, UN-Dok. A/59/2005 v. 21.3.2005, Abs. 135.

7 UN-Pressemitteilungen SG/SM/10842, SG/SM/11094 und SG/SM/

11182, a.a.O. (Anm. 1).

8 Vgl. den Anhang des Berichts des Sonderbeauftragten des Gene-

ralsekretärs Francis M. Deng für die Menschenrechtskommission, UN

Doc. E/CN.4/1998/53/Add.2 v. 11.2.1998, festgehalten in Resolution 1998/

50 der Menschenrechtskommission.

9 Agenda für den Frieden, UN-Dok. A/47/277-S/24111 v. 17.6.1992, Abs. 17.

10 Secretary-General Addresses International Peace Academy Seminar

on the Responsibility to Protect, UN-Pressemitteilung SG/SM/8125 v.

15.2.2002. 

11 UN-Pressemitteilung SG/SM/10161 v. 12.10.2005.

12 Vgl. Kofi Annans Rede ›Intervention und Souveränität‹, Ditchley

Park, Großbritannien, 26.6.1998 und ›Ein neues Verständnis von Souverä-

nität‹, Rede zum Jahresbericht vor der 54. UN-Generalversammlung,

New York, 20.9.1999, in: Manuel Fröhlich (Hrsg.), Kofi Annan. Die Ver-

einten Nationen im 21. Jahrhundert. Reden und Beiträge 1997–2003,

Wiesbaden 2004, S. 145–156 bzw. S. 258–264.

13 Vgl. Francis M. Deng et al., Sovereignty as Responsibility: Conflict

Management in Africa, Washington, DC, 1996.

14 Vgl. ICISS-Bericht, a.a.O. (Anm. 5).

15 Vgl. Ban Ki-moon, Rede zur Annahme der Wahl zum 8. Generalse-

kretär der Vereinten Nationen, 13.10.2006, http://www.un.org/apps/

news/infocus/sgspeeches/statments_full.asp?statID=58#
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besonders vehement ablehnen, es als Angriff auf die
traditionelle Auffassung von staatlicher Souveräni-
tät. Obwohl sie nachvollziehbar sind, rühren solche
Reaktionen von einem mangelnden Verständnis her
sowohl was die heutige Ausübung der Souveränität
als auch was Sinn und Anwendungsbereich der Schutz-
verantwortung angeht. Richtig ausgelegt, und wie im
Ergebnisdokument formuliert, sieht die Schutzver-
antwortung sowohl den Schutz gefährdeter Indivi-
duen und Gruppen als auch den Schutz der legitimen
Souveränität des Nationalstaats vor. 

Starke Staaten sind fähig und willens, die Bewoh-
ner ihrer Territorien vor Völkermord, Kriegsverbre-
chen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen
die Menschlichkeit zu schützen. Wie das Ergebnisdo-
kument unterstreicht, ist es die wichtigste Aufgabe
der internationalen Gemeinschaft, den Staaten bei
der Ausübung der Schutzverantwortung zu helfen.
Schließlich sind Staaten hauptsächlich entstanden,
um ihre Völker vor äußeren Bedrohungen und inne-
ren Unruhen, vor dem »Krieg eines jeden gegen je-
den«16, zu schützen. Laut Thomas Hobbes haben die
Menschen in diesen Zeiten keine andere Sicherheit
als jene, die ihnen ihre eigene Stärke und Erfindungs-
kraft bieten. Mit Hobbes’ berühmten Worten: »In
einer solchen Lage […] gibt es keine Zeitrechnung,
keine Künste, keine Literatur, keine gesellschaftlichen
Beziehungen, und es herrscht, was das Schlimmste
von allem ist, beständige Furcht und Gefahr eines ge-
waltsamen Todes – das menschliche Leben ist einsam,
armselig, ekelhaft, tierisch und kurz.«17 Um den bit-
teren Zuständen des Chaos zu entkommen, traten
Individuen und Gruppen – ob Stämme, Klans oder
Stadtstaaten – in einem ungeschriebenen Vertrag ei-
nen Teil ihrer individuellen und Gruppensouveränität
an größere Gemeinschaften ab und erhielten im Ge-
genzug eine gewisse kollektive Sicherheit.

Keine absolute Souveränität

Obwohl der größere Souverän generell ein Gewalt-
monopol innehatte – wie es heutzutage auf Natio-
nalstaaten zutrifft – hatten selbst Gruppen, die durch
Eroberung in die Gemeinde kamen, gewisse Rechte
und Pflichten innerhalb der größeren Gesellschaft.
Neil MacFarlane und Yuen Foong Khong weisen
darauf hin, dass der ›Gesellschaftsvertrag‹ in Hob-
bes’ Welt entweder verletzt wurde, »wenn der Sou-
verän das Individuum mit dem Tod bedrohte« oder
»wenn er nicht länger die Funktion erfüllen konnte,
für die er die Machtbefugnis übertragen bekam.«18

Nach Hobbes gebührt der souveränen Autorität im
letzteren Fall »nicht länger Gehorsam, sie ist tat-
sächlich nicht länger ein Souverän.«19 Weit entfernt
von Europa und westlichen politischen Traditionen
lassen sich ähnliche Ansichten über Autorität und
Verantwortung, über Grenzen der willkürlichen An-
wendung souveräner Macht sowie über das Verhält-
nis von Individuum und Souverän auch im islami-

schen Denken, in Praktiken des Osmanischen Rei-
ches und im Konfuzianismus finden.20 Die Auffas-
sung, dass Souveränität nicht absolut ist, ist also we-
der neu noch das Produkt einer einzigen Kultur oder
Region. Boutros Boutros-Ghali rief in seinem Be-
richt ›Agenda für den Frieden‹ zu »einer integrierten
Herangehensweise an menschliche Sicherheit« auf
und bemerkte:

»Der Staat ist die Grundfeste dieser Tätigkeit
und muss es auch in Zukunft bleiben. Unabding-
bare Voraussetzung für gemeinsame Fortschritte
auf internationaler Ebene ist die Achtung seiner
fundamentalen Souveränität und Unversehrtheit.
Die absolute und exklusive Souveränität – ein
Postulat, das in der Realität nie seine Entspre-
chung gefunden hat –, gehört jedoch der Vergan-
genheit an.«21

Man sollte sich vor Augen führen, dass dies die Wor-
te des ersten Generalsekretärs waren, der aus Afrika
oder der arabischen Welt kam. Auf ähnliche Art und
Weise hat sich Alpha Oumar Konaré, Vorsitzender
der Kommission der Afrikanischen Union, für ein
Prinzip der ›Nicht-Gleichgültigkeit‹ gegenüber hu-
manitären Tragödien auf dem Kontinent eingesetzt.22

Souveränität – Verantwortung – Legitimität

Mit der Souveränität kommt die Verantwortung, mit
der Ausübung dieser Verantwortung kommt die Le-
gitimität, und mit ihr das Vertrauen und die Zukunfts-
fähigkeit starker und moderner Staaten. Manche Staa-
ten sind reich und andere arm, manche groß, andere
klein, manche sozialistisch und andere kapitalistisch.
Aber sie alle sind dieser Gleichung ausgesetzt sowohl
im Verhältnis zu ihrer Bevölkerung als auch zur in-
ternationalen Gemeinschaft. Wie Francis Deng und
seine Koautoren 1996 schrieben: »die Verpflichtungen
der Souveränität zu erfüllen, ist letztlich der beste
Garant für die Souveränität.«23 Ihrer Ansicht nach
»kann ein Staat legitimer Weise Schutz für seine na-
tionale Souveränität einfordern, wenn er seiner Ver-
antwortung für eine gute Regierungsführung wirksam
nachkommt.«24 Jahrzehnte vor der Entstehung des
Begriffs ›Schutzverantwortung‹ war weithin aner-
kannt, dass massive Menschenrechtsverletzungen in
einem Land politische Auswirkungen auf andere Län-
der haben können.25 In der Tat war die Gefahr der In-
tervention eines Staates in einen anderen, wenn er sei-
ne Bürger als bedrohte Minderheit in diesem anderen
(meist) benachbartem Staat begriff, zumindest seit dem
16. Jahrhundert Gegenstand internationaler Verein-
barungen.26 So war dieses Anliegen auch ein wichtiger
Faktor für die Gestaltung des Versailler Vertrags sowie
des Völkerbunds. Ein aktuelles Beispiel ist die Afri-
kanische Union, die im Juli 2000 – fünf Jahre vor
dem Weltgipfel – mit Artikel 4 (h) ihrer Gründungs-
akte das Recht der Union bekräftigte, »auf Beschluss
der Versammlung in einem Mitgliedsland zu inter-
venieren und zwar im Hinblick auf schwerwiegende
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Umstände, namentlich Kriegsverbrechen, Völker-
mord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit«.27

Die Geschichte zeigt also: Wenn ein Staat inter-
national anerkannte Menschenrechte und humani-
täre Normen in der Größenordnung der in den Ab-
sätzen 138 und 139 genannten verletzt, sind – be-
sonders im Zeitalter unmittelbarer weltweiter Kom-
munikation – internationale Auswirkungen wahr-
scheinlich. Zumindest wird der Ruf des Staates ge-
schädigt. Auch wenn man die Abschreckungswir-
kung solcher Konsequenzen auf Unterdrücker nicht
überschätzen sollte, so ist es doch bemerkenswert,
wie schnell Staaten dabei sind, solche Gräueltaten
zu leugnen oder zu vertuschen. Dabei macht es kei-
nen Unterschied, ob sie die verurteilenden Resolu-
tionen der zwischenstaatlichen Institutionen oder
die Auferlegung materieller Sanktionen fürchten
oder nicht. 

Souveränität ist nicht Autarkie

In unserer interdependenten Welt kann Souveränität
nicht Autarkie bedeuten. Alle Staaten – auch die iso-
liertesten – gehen Beziehungen mit Nachbarstaaten,
Handelspartnern und internationalen Institutionen
ein. Diese Abkommen bringen gezwungener Maßen
Verpflichtungen und Erwartungen auf allen Seiten
mit sich. Theoretisch mag Souveränität die eigene
Wahlfreiheit maximieren. In Wirklichkeit entschei-
den sich Staaten aber immer wieder dafür, ihre eigene
Handlungsfreiheit einzuschränken, um internationale
Vereinbarungen über wichtige Angelegenheiten schlie-
ßen zu können. Heutzutage ist Isolation für keine
Gesellschaft eine rationale oder realistische Alterna-
tive. Daher sahen die neunziger Jahre einen histori-
schen Anstieg der Quantität und Qualität interna-
tionaler Vereinbarungen und Institutionen, die alle
Bereiche des öffentlichen Lebens abdeckten. Manche
dieser Abkommen wurden von den Industrieländern
des Nordens, andere von den Entwicklungsländern
des Südens initiiert, doch die meisten spiegelten das
gemeinsame Verständnis wider, dass effiziente und
effektive nationale Regierungsführung eine stärkere
internationale Zusammenarbeit an mehreren Fron-
ten zugleich erfordert. Es ist kaum ein Bereich na-
tionaler Politik vorstellbar, in dem die Ausübung
von Souveränität nicht eines erheblichen Grades an
formeller oder informeller Zusammenarbeit mit an-
deren Staaten bedürfte. Vor mehr als zwei Jahrzehn-
ten prägten einige Wissenschaftler den Begriff ›Sou-
veränitäts-Lücke‹ für dieses Phänomen.28

Kein Eingriff in innerstaatliche Strukturen

Oft wird die Schutzverantwortung als Herausforde-
rung für traditionellere Konzepte von Souveränität
angesehen, doch steht sie damit neben den Grundsät-
zen, Zielen und Programmen der Vereinten Natio-
nen nicht allein da. Mit Sicherheit bedeuten ihre
Aspekte der Prävention, des Kapazitätsaufbaus und

der Frühwarnung, die oben diskutiert wurden, nicht
mehr, sondern eher weniger Eingriff in innerstaatli-
che Strukturen als dies bei internationaler Entwick-
lungs-, Umwelt- und Handelspolitik oder bei Frie-
denssicherungsmaßnahmen der Fall ist. Im Gegen-
satz zu diesen anderen Verpflichtungen versucht die
Schutzverantwortung nicht, nationale Kerninstitu-
tionen oder politische Entscheidungen neu zu erfin-
den, sondern lediglich staatliche Kapazitäten zu un-
terstützen, um die Abwärtsspirale in Anarchie und
Unterdrückung zu verhindern. Sie hebt lediglich auf
die massivsten Verletzungen von Menschenrechten
und humanitären Normen ab. Auch die Bezüge des
Ergebnisdokuments auf Kapitel VII und mögliche
kollektive Maßnahmen sind in die Bestimmungen der
Charta und der UN-Praxis eingebettet, wie bereits
oben erwähnt. Die Schutzverantwortung ist daher
kaum als eine Revolution im Denken oder in der Pra-
xis der heutigen internationalen Gesellschaft anzu-
sehen. Aufgrund der umfassenden Verpflichtungen
der Mitgliedstaaten im Ergebnisdokument qualifi-
ziert sie sich aber als bemerkenswerte, sogar histori-

16 Thomas Hobbes, Leviathan, herausgegeben und eingeleitet von

Iring Fetscher, Neuausgabe, Neuwied und Berlin 1984, Kapitel 13, S. 96. 

17 Ebd.

18 Vgl. Neil MacFarlane/Yuen Foong Khong, Human Security and the

UN: A Critical History, Indiana 2006, S. 39.

19 Ebd.

20 Vgl. etwa Stephen D. Krasner, Sovereignty: Organized Hypocrisy,

Princeton 1999, S. 76–77 und MacFarlane/Khong, a.a.O. (Anm. 18), S.

30–33.

21 Agenda für den Frieden, a.a.O. (Anm. 9), Abs. 17.

22 In seiner Ansprache bei der Auftaktveranstaltung des Friedens-

und Sicherheitsrats der Afrikanischen Union am 25. Mai 2004 rief Ko-

naré zur Verbindung von »Rechtmäßigkeit mit Legitimität im Namen des

Prinzips der ›Nicht-Gleichgültigkeit‹« auf, http://www.africa-union.

org/Official_documents/Speeches_&_Statements/HE_Alpha_Kona-

re/Statement-CP%20Alpha%20konare%20-Africa%20Day.pdf

23 Deng et al., a.a.O. (Anm. 13), S. 15.

24 Deng et al., a.a.O. (Anm. 13), S. 1.

25 Simon Chesterman führt beispielsweise mehr als vier Jahrhun-

derte rechtswissenschaftlicher Forschung über Kriege, um den Un-

terdrückten in anderen Ländern zu helfen, an. Vgl. ders., Just War or

Just Peace? Humanitarian Intervention and International Law, Ox-

ford 2001, S. 13–16.

26 Vgl. Friedrich Kratochwil, Sovereignty as Dominium, Is There a Right

of Humanitarian Intervention?, in: Gene M. Lyons/Michael Mastanduno

(Eds.), Beyond Westphalia? State Sovereignty and International Inter-

vention, Baltimore, MD, 1995, S. 30–33 und Krasner, a.a.O. (Anm. 20), S.

103–104.

27 Deutsche Übersetzung: Internationale Politik, 56. Jg., 11/2001, S. 80. 

28 Report of the International Panel on UN Management and Decision-

Making, United Nations Association of the USA (UNA-USA), in: Peter J.

Fromuth (Ed.), A Successor Vision: The United Nations of Tomorrow,

Lanham, MD, 1988, S. 32–33.
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sche politische Äußerung. In normativen Begriffen
kann dieser historische Schritt besser als evolutionär
denn als revolutionär beschrieben werden. Der Ein-
fluss, den sie auf staatliche und internationale Praxis
haben wird, wird weitgehend davon abhängen, wie
erfolgreich Generalsekretär Ban Ki-moon darin ist,
der Schutzverantwortung dauerhaften konzeptionel-
len, institutionellen und politischen Ausdruck zu ver-
leihen. Dies wird keine einfache Aufgabe sein, wie
im Folgenden ausgeführt.

Konzeptionelle, institutionelle und 
politische Herausforderungen

Enge Auslegung

Das Ergebnisdokument des Weltgipfels hat erheblich
zur begrifflichen Klärung der Idee der Schutzverant-
wortung beigetragen. Es unterstrich, dass die Schutz-
verantwortung fest im bestehenden Rahmen des Völ-
kerrechts verankert ist. Dazu gehören auch die Ver-
pflichtungen der Mitgliedstaaten unter internationa-
lem humanitären Völkerrecht, Menschenrechtsnor-
men, Flüchtlingsrecht und internationalem Strafrecht.
Der Umfang der Schutzverantwortung soll auf die
Vorbeugung und den Schutz von Bevölkerungen vor
Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit begrenzt
werden. Sie soll explizit nicht alle Bedrohungen der
Würde und des Wohlergehens des Menschen einschlie-
ßen. Die Befürworter der Schutzverantwortung soll-
ten möglichst der Versuchung widerstehen, das Kon-
zept so weit auszudehnen, dass es nicht mehr wieder
zu erkennen ist oder seinen politischen Nutzen ver-
liert – wie es in der Vergangenheit leider schon so oft
geschehen ist. Sollen die Bemühungen einer Opera-
tionalisierung der Schutzverantwortung irgendeine
Chance auf Veränderung der Situation der Mensch-
heit haben, muss ihr Fokus eng bleiben. Die Schutz-
verantwortung ist kein Euphemismus für militäri-
sche Intervention oder das Einmischen des Nordens
in die Angelegenheiten des Südens. Die große Attrak-
tivität dieses Konzepts beruht auf seiner universellen
Anwendbarkeit: es erkennt an, dass sowohl einzelne
Staaten als auch die internationale Gemeinschaft in
diesem Bereich bestimmte Verpflichtungen haben. Zu
überlegen, wie diese Verpflichtungen am besten in
einer für beide Seiten förderlichen Weise eingelöst
werden können, ist eine der größten konzeptionel-
len, institutionellen und politischen Herausforde-
rungen unserer Zeit. 

Adressat: Staaten 

Sollen zum Beispiel die Standards der Schutzverant-
wortung nur für Mitgliedstaaten der Vereinten Na-
tionen und für zwischenstaatliche Institutionen gel-
ten? Formal gesehen muss die Frage natürlich bejaht
werden: Zum einen haben die Staaten das Ergebnis-

dokument gebilligt und zum anderen sind sie Ver-
tragsstaaten der Konventionen, auf denen die Schutz-
verantwortung größtenteils beruht. Außerdem wer-
den im Allgemeinen Gräueltaten der Größenordnung,
auf die die Schutzverantwortung abzielt, von oder in
Komplizenschaft mit Regierungen begangen. Aller-
dings könnten auch Terroristen und bewaffnete Grup-
pen das Ziel haben, an unschuldigen Zivilisten ähn-
lich verheerende Gräueltaten zu begehen. Oft ent-
schuldigen Staaten deutliche Rückschritte in ihrer
Menschenrechtspraxis mit Sicherheitsbedenken, ins-
besondere angesichts der heutzutage weit verbreite-
ten Instabilität in vielen Regionen. Die Vereinten Na-
tionen haben schon lange verstanden, dass es ein
höchst schwieriges Unterfangen ist, Sicherheitspro-
bleme und humanitäre Krisen zu lösen, ohne gleich-
zeitig Fortschritte in der politischen Dynamik zu er-
zielen, aus der diese erzeugt und genährt werden.
Darfur und Somalia sind gute, leider auch traurige
Beispiele dafür. Welche Lehren können aus solchen
Fällen gezogen werden? Kann die Sprache des Er-
gebnisdokuments etwas an der Art und Weise, wie
Staaten und internationale Organisationen auf sol-
che Situationen reagieren, ändern? 

Adressat: Zivilgesellschaft

Von Nürnberg bis zum Internationalen Strafgerichts-
hof – lange Zeit herrschte Einigkeit darüber, dass auch
Individuen und nicht nur Regierungen die Verant-
wortung für internationale Verbrechen tragen, an de-
nen sie wissentlich und willentlich teilnehmen. Die
Abschaffung der Straflosigkeit ist seit mehr als einem
Jahrzehnt ein Hauptbestandteil der UN-Strategie zur
Prävention und Abschreckung sowie zur Versöh-
nung nach besonders gewalttätigen Konflikten. Die
Hohe Kommissarin für Menschenrechte Louise Ar-
bour schlug vor, der ICISS-Trilogie, der Verantwor-
tung vorzubeugen, zu reagieren und wiederaufzu-
bauen (responsibility to prevent, react, and rebuild),
eine weitere hinzuzufügen: die ›Strafverantwortung‹
(the responsibility to punish).29 NGOs verfolgen eine
andere Strategie. Sie versuchen, internationale Netz-
werke von Personen aufzubauen, die sich nicht nur
verpflichten, an keiner der vier Verbrechen teilzuneh-
men, sondern auch, solche Aktivitäten zu melden,
die zu diesen Taten aufstacheln oder diese vorbereiten.
Die transnationale Zivilgesellschaft könnte außer-
dem eine zentrale Rolle dabei spielen, Gesellschaften
von diesem Kurs abzubringen, sei es durch Öffent-
lichkeitsarbeit, lokale Aktionen oder das Anstrengen
von Gerichtsprozessen. Bis heute tragen jeder Einzel-
ne und NGOs einen Großteil des politischen Gewichts,
um Unterstützung für das Konzept einzuwerben. Ob-
wohl sich die Schutzverantwortung weiterhin auf Re-
gierungen konzentriert, könnte die Einbindung von
Individuen und Gruppen die Bemühungen des Ge-
neralsekretärs, das Konzept mit Leben zu füllen, ent-
scheidend beflügeln.
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Souveränität als Verantwortung

Wie bereits erwähnt war die Schutzverantwortung
nicht die Fortführung des Weges der humanitären In-
tervention, den Kofi Annan in den späten neunziger
Jahren so kühn vorgeschlagen hatte. Die ihr zugrun-
de liegenden Annahmen wurden stattdessen aus der
wegweisenden Arbeit Francis Dengs und dessen Ko-
autoren über Souveränität als Verantwortung her-
geleitet. Dieser zweite Weg hat drei Dimensionen. 

1. Die Anerkennung von Völkern sollte als wesent-
licher Bestandteil der Souveränität verstanden wer-
den und nicht als ein Wert, der mit ihr im Wider-
spruch steht. Dies wurde oben ausführlich erläutert. 

2. Die internationale Gemeinschaft sollte Staaten
frühzeitig bei der Erfüllung ihrer Verantwortung un-
terstützen, statt erst dann herbeizueilen, wenn alles
andere fehlgeschlagen ist. In der Tat lag die Haupt-
verantwortung darin, Staaten zum Erfolg zu verhel-
fen und nicht, auf ihr Scheitern zu reagieren. Dieser
Teufelskreis aus Scheitern und Reaktion, der in ver-
schiedenen Modellen zu humanitären Interventionen
beschrieben wird, sollte durch effektivere Maßnah-
men ersetzt werden, da er darauf beruhte, dass Prä-
ventionsbemühungen scheiterten und der internatio-
nalen Gemeinschaft nichtvertretbare Entscheidun-
gen abverlangte. 

3. Militärische Interventionen sollten bestenfalls
die zweite Option sein und nicht im Mittelpunkt der
Unternehmung stehen. 

Politische und konzeptionelle Dilemmata

Obwohl alle drei Dimensionen im Ergebnisdokument
enthalten sind, rufen die zweite und dritte Dimensi-
on eine Reihe von politischen und konzeptionellen
Dilemmata hervor, die nicht leicht aufzulösen sind.

Das Dilemma der Prävention

Die ethischen, rechtlichen und politischen Argumen-
te für eine frühe, nicht-erzwungene Intervention sind
verlockend. Dennoch birgt dies das Risiko, die Er-
mittlungen auf ein unkontrollierbares Ausmaß aus-
zuweiten, da eine solche Präventionsstrategie den
Versuch einschließen würde, sich mit den geringe-
ren und vage definierten Vorläufern der vier geäch-
teten Straftaten zu beschäftigen. Die in Absatz 138
erwähnte Anstiftung ist was dies betrifft recht deut-
lich. Doch weder gibt es genaue Anhaltspunkte dar-
über, welches Verhalten am ehesten auf einen solch
zerstörerischen Weg führt, noch sind die aus einem
bestimmten Fall gezogenen Lehren ohne weiteres
auf andere Gesellschaften übertragbar. Wo läge der
Unterschied zwischen Prävention zum Zweck der
Schutzverantwortung auf der einen Seite und den von
den Vereinten Nationen und zahlreichen anderen Ak-
teuren angestrengten Bemühungen zur Konfliktprä-
vention auf der anderen? Die gute Nachricht ist na-
türlich, dass solche frühen und nichterzwungenen

Interventionen relativ geringe Kosten und Risiken für
die Vereinten Nationen, ihre Partner oder Mitglied-
staaten mit sich bringen. Die schlechte Nachricht aber
ist, dass es eher schwierig ist, die politische Bereitschaft
für solche Maßnahmen bereits dann zu mobilisieren,
wenn noch keine öffentlichen Berichte über Gräuel-
taten vorliegen, die das Gewissen belasten. Der in-
nerstaatliche Kapazitätsaufbau, das Übernehmen bes-
ter Verfahrensweisen sowie die aus Misserfolgen ge-
zogenen Lehren erweisen sich dabei als ein sehr at-
traktives Teil des Puzzles. Aber auch hier bleibt die
Wissens- und Erfahrungsbasis solcher Bemühungen
äußerst dünn. 

Das Dilemma des Einsatzes von Gewalt

Wie sehr man sich auch bemüht, die Begriffe in der
Debatte zur Schutzverantwortung umzudeuten: Ob,
wie und wann militärische Gewalt angewandt wird,
bleibt ein hoch sensibles Thema. Für die ICISS ist die
militärische Intervention der letzte Ausweg, der nur
dann »gerechtfertigt ist, wenn jede nichtmilitärische
Prävention oder friedliche Lösung der Krise ausge-
schöpft wurde und der Glaube, dass geringere Maß-
nahmen nicht erfolgreich gewesen wären, richtig er-
scheint.«30 Auch Kofi Annan interpretierte das Ergeb-
nisdokument in dieser Weise: der Einsatz von Gewalt
sei der letzte Ausweg.31 Wie bereits zu Beginn erwähnt,
ist Absatz 139 hier nuancierter und die Verwendung
der Worte ›letzter Ausweg‹ wird vermieden. Die Be-
tonung liegt stattdessen auf Kapitel VII der Charta,
das dem Sicherheitsrat großen Spielraum in solch be-
deutenden Entscheidungen lässt. Es gibt gute Grün-
de, die flexiblere Haltung des Gipfeldokuments ein-
zunehmen. Erstens: die Mitglieder des Sicherheitsrats,
insbesondere die ständigen Mitglieder, akzeptierten
weder in Dumbarton Oaks in San Francisco noch
danach Vorgaben, Prinzipien oder Einschränkungen
in ihrer Freiheit darin, politische Urteile in Einzelfall-
entscheidungen zu fällen, solange sie nach den Zielen
und Grundsätzen der Charta handeln (Art. 24 Abs.
2).32 Zweitens hat es politisch wenig Sinn, den Rat
auf festgesetzte Abfolgen einzuschränken, wenn er
jedes der ihm zur Verfügung stehenden politischen
Mittel anwenden könnte. Präventive Einsätze oder ein
frühzeitiger Einmarsch multilateraler Truppen könn-
ten einen Staat von zerstörerischen Handlungen ab-

29 Vgl. Preventing Mass Atrocities: A Conversation with Louise Arbour,

Council on Foreign Relations, Washington, DC, 8.6.2007.

30 Second Precautionary Principle, ICISS-Bericht, a.a.O. (Anm. 5), S. xii.

31 UN-Pressemitteilung SG/SM/10161, a.a.O. (Anm. 3).

32 Eine historische und politische Analyse dieses Phänomens bietet

Edward C. Luck, A Council for All Seasons: The Creation of the Security

Council and Its Relevance Today, in: Vaughan Lowe et al. (Eds.), The UN

Security Council and War: Evolution of Thought and Practice Since

1945, Oxford 2008.
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bringen. In manchen Fällen ist ein Einsatz bestehend
aus Friedenstruppen und humanitären Einheiten –
auch bei zögernder Einwilligung der Gastregierung –
hilfreich, um die Ordnung in einer zunehmend un-
kontrollierbaren Situation wieder herzustellen oder
um kleinere Konflikte nicht ausufern zu lassen.

Das Dilemma der Frühwarnung

Das Ergebnisdokument verweist auf den Bedarf so-
wohl eines effektiveren UN-Frühwarnsystems als auch
engerer Partnerschaften der Weltorganisation mit
regionalen Organisationen. In der Tat ist Kreativität
in Bezug auf regionale Vereinbarungen gefragt, um
lokale Entwicklungen – positive und negative – zu
überwachen und zu beurteilen sowie bei auftreten-
den Problemen zu vermitteln. Transnationale Anstren-
gungen des Kapazitätsaufbaus und der Prävention
könnten in manchen Fällen auch auf einer regiona-
len Ebene unternommen werden. Ob ein regelmäßi-
ger und transparenter Austausch von Informationen
und Evaluierungen zwischen globalen und regiona-
len Organisationen stattfinden kann, bleibt abzuwar-
ten. Die Antwort würde zweifellos von Ort zu Ort
und von Organisation zu Organisation unterschied-
lich ausfallen, aber sowohl die unspezifischen als auch
die spezifischen Fragen lohnen diskutiert zu werden.
Den Vereinten Nationen selbst stehen eine Vielzahl
an Informationsquellen zur Verfügung, insbesondere
in den instabilen und konfliktreichen Regionen der
Welt. Schon in der Vergangenheit war es jedoch
schwierig, dem Generalsekretär, dem Sicherheitsrat
oder anderen relevanten zwischenstaatlichen Institu-
tionen diese Informationen rechtzeitig zukommen zu
lassen. Ein chronisches Problem war und ist die Be-
wertung und Analyse dieser Informationen. In den
letzten zwei Jahrzehnten scheiterte ein Vorschlag nach
dem anderen an mangelnder Unterstützung durch die
Mitgliedstaaten oder, wenn auch seltener, am Wi-
derstand der Bürokratie. Das Ergebnisdokument bie-
tet eine neue Grundlage, um erneut zu versuchen, dem
Generalsekretär und dem Sicherheitsrat die erstklas-
sige analytische Unterstützung zu geben, die sie be-
nötigen und die das Thema erfordert.

Fazit und Ausblick

Ob die Schutzverantwortung sich durchsetzt oder
nicht, wird letztlich hauptsächlich von den Mitglied-
staaten abhängen und weniger von einer Strategie
oder den institutionellen Anpassungsmaßnahmen des
Generalsekretärs. Daher sollte daran erinnert wer-
den, dass die Beschlüsse der Generalversammlung –
auch die ihres Weltgipfels – für die Mitgliedstaaten
nicht bindend sind. Das Ergebnisdokument hat nicht
den Rechtsstatus eines ausgehandelten Paktes oder
eines Vertrags. Es könnte jedoch politischen Einfluss
auf die Haltung der Mitgliedstaaten nehmen. Die po-
litischen Kosten des Nichthandelns bei Völkermord

oder Massengräueltaten werden vermutlich steigen,
auch wenn der Prozess wahrscheinlich langsam und
ungewiss sein wird. Anders als 1994 in Ruanda sah
der Rat im Falle Darfur nicht weg. Dennoch konn-
ten seine Mitglieder sich nicht auf eine effektive und
schnelle Vorgehensweise einigen. Die ICISS drängte
die fünf ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats, »sich
darauf zu verständigen, ihr Veto nicht in Fällen an-
zuwenden, die die vitalen Interessen ihres Staates nicht
betreffen, um somit die Verabschiedung von Reso-
lutionen zur militärischen Intervention zum Schutz
von Menschen zu blockieren, für die es ansonsten
mehrheitliche Unterstützung gibt.«33 Louise Arbour
ging kürzlich noch viel weiter, indem sie rechtliche
Konsequenzen in Aussicht stellte, »für den Fall, dass
die Anwendung oder Androhung eines Vetos Maß-
nahmen verhindere, die von anderen Mitgliedern als
notwendig angesehen werden, um Völkermord oder
Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu vermeiden.«34

Mag die Vorstellung, Mitgliedstaaten für ihr Ab-
stimmungsverhalten in zwischenstaatlichen Organi-
sationen rechtlich zur Verantwortung zu ziehen, mo-
mentan auch etwas weit hergeholt erscheinen, könn-
ten öffentlicher Druck und die Befürwortung der
Schutzverantwortung im Ergebnisdokument die po-
litischen Kosten einer Anwendung des Vetos in sol-
chen Situationen erhöhen.

Nach UN-Standards steckt die Schutzverantwor-
tung noch in den konzeptionellen und programma-
tischen Kinderschuhen. Ob und wie schnell sie ihnen
entwachsen wird, ist ungewiss. Dies lässt sich auch
daran sehen, dass ihre jüngste Erwähnung durch den
Weltgipfel in einigen Lagern zu Wachsamkeit und
Zurückhaltung führte, während es in anderen La-
gern grenzenlosen Enthusiasmus auslöste. Ihre Be-
fürworter werden Disziplin und Geduld brauchen,
ihre Gegner den Willen, sich auf die tatsächlichen Ver-
einbarungen und nicht auf die möglichen Auswirkun-
gen zu konzentrieren, die sie fürchten. Glücklicher-
weise ist der zähste und pragmatischste Unterstützer
der Schutzverantwortung auch zugleich der in der
günstigsten Position: UN-Generalsekretär Ban Ki-
moon. Er scheint zu verstehen, dass es angesichts
der hier angesprochenen politischen Dilemmata kei-
nen einfachen und schnellen Weg zur Operationali-
sierung der Schutzverantwortung gibt. Wie bei so
vielen Themen der Vereinten Nationen ist der langsa-
me, stete Weg auch der vielversprechendste. Es be-
steht Grund zur Annahme, dass die Schutzverant-
wortung auf der richtigen Seite der Geschichte steht.
Das Kunststück besteht nun darin, sich politische
Initiativen einfallen zu lassen, die das Rad der Ge-
schichte ein bisschen schneller vorantreiben.

33 Vgl. ICISS-Bericht, a.a.O. (Anm. 5), S. xiii.

34 Rede von Louise Arbour, The Responsibility to Protect as a Duty of

Care in International Law and Practice, Trinity College, Dublin, 23.11.2007.
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zur Annahme, 

dass die Schutzver-
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<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo true
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 2400
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages true
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 2400
  /MonoImageDepth 4
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


